
 

 
 
Allgemeine Geschäftsbedingungen 
 
1 Geltungsbereich 
 
1.1 Diese Allgemeinen Geschäftsbedingungen gelten für 

Verträge, deren Gegenstand die Erteilung von Rat 
und Auskünften durch den Auftragnehmer (BBS) an 
den Auftraggeber bei der Planung, Vorbereitung und 
Durchführung unternehmerischer oder fachlicher 
Entscheidungen und Vorhaben, insbesondere in 
folgenden Bereichen ist: 

 

 Unternehmensführung/Managementberatung 

 Finanz- und Rechnungswesen 

 Controlling 

 Verwaltung und Organisation 

 Verhandlungen 

 Datenverarbeitung einschließlich der Hard- und 
Software 

 EDV-Support 

 Serverkapazitäten und Betreuung, bei 
Aufschaltung 

  
2 Angebot und Vertragsabschluß 

 
2.1 Gegenstand des Auftrages ist die vereinbarte, im 

Vertrag bezeichnete Dienstleistung, nicht die 
Erzielung eines bestimmten wirtschaftlichen 
Erfolges oder die Erstellung von Gutachten oder 
anderen Werken. Die Leistungen des 
Auftragnehmers sind erbracht, wenn die 
erforderlichen Analysen, die sich daraus 
ergebenden Schlussfolgerungen und die 
Empfehlungen erarbeitet und gegenüber dem 
Auftraggeber erläutert sind.  

 
3 Leistungsänderung 
 
3.1 Der Auftragnehmer ist verpflichtet, Ände-

rungsverlangen des Auftraggebers Rechnung zu 
tragen, sofern ihm dies im Rahmen seiner 
betrieblichen Kapazität, insbesondere hinsichtlich 
des Aufwandes und der Zeitplanung zumutbar ist.  

 
2.1.1 Änderungen und Ergänzungen des Auftrages 

bedürfen zu ihrer Wirksamkeit der Schriftform. 
Protokolle über Besprechungen und den 
Projektsachstand werden dem gerecht, sofern sie 
von den Bevollmächtigten beider Seiten nicht 
innerhalb von 14 Tagen nach Zugang beanstandet 
werden. 

 
4 Schweigepflicht/Datenschutz 
 
4.1 Der Auftragnehmer ist verpflichtet, auch nach 

Beendigung des Auftrages über alle geschäfts- 
oder auftraggeberbezogenen Tatsachen, die ihm 
im Zusammenhang mit der Auftragsausführung 
bekannt werden, Stillschweigen zu bewahren. 
Ohne schriftliche Einwilligung des Auftraggebers 
darf er sie weder an Dritte weitergeben noch für 
sich selbst verwerten. Dies gilt auch für schriftliche 
Äußerungen, insbesondere auftragsbezogener 
Berichte oder Empfehlungen. Der Auftragnehmer 
übernimmt es, alle von ihm zur Durchführung des 
Auftrages eingesetzten Personen schriftlich auf die 
Einhaltung dieser Vorschrift zu verpflichten. Der 

Auftragnehmer ist befugt, im Rahmen der 
Zweckbestimmung des Auftrages die ihm 
anvertrauten personenbezogenen Daten unter 
Beachtung der Datenschutzbestimmungen zu 
verarbeiten oder durch Dritte verarbeiten zu 
lassen. 

 
5  Eigentumsvorbehalt 

 
5.1  Die Urheberrechte an den vom Auftragnehmer und 

seinen Mitarbeitern und beauftragten Dritten 
geschaffenen Werken (insbesondere Angebote, 
Berichte, Analysen, Gutachten, Organisations-
pläne, Programme, Leistungsbeschreibungen, 
Entwürfe, Berechnungen, Zeichnungen, 
Datenträger etc.) verbleiben beim Auftragnehmer. 
Sie dürfen vom Auftraggeber während und nach 
Beendigung des Vertragsverhältnisses 
ausschließlich für vom Vertrag umfasste Zwecke 
verwendet werden. Der Auftraggeber ist insofern 
nicht berechtigt, das Werk (die Werke) ohne 
ausdrückliche Zustimmung des Auftragnehmers zu 
vervielfältigen und/oder zu verbreiten. Keinesfalls 
entsteht durch eine unberechtigte 
Vervielfältigung/Verbreitung des Werkes eine 
Haftung des Auftragnehmers insbesondere etwa 
für die Richtigkeit des Werkes gegenüber Dritten. 

 
5.2 Der Verstoß des Auftraggebers gegen diese 

Bestimmungen berechtigt den Auftragnehmer zur 
sofortigen vorzeitigen Beendigung des 
Vertragsverhältnisses und zur Geltendmachung 
anderer gesetzlicher Ansprüche, insbesondere auf 
Unterlassung und/oder Schadenersatz. 

 
6  Mitwirkungspflicht des Kunden 

 
6.1 Der Auftraggeber ist verpflichtet, den 

Auftragnehmer nach Kräften zu unterstützen und 
in seiner Betriebssphäre alle zur ordnungs-
gemäßen Auftragsausführung notwendigen Vor-
aussetzungen zu schaffen. Insbesondere hat er 
die Bestimmungen des Betriebsverfassungs- und 
Arbeitnehmerüberlassungsgesetzes einzuhalten. 

 
6.2 Auf Verlangen des Auftragnehmers hat der 

Auftraggeber die Richtigkeit und Vollständigkeit 
der von ihm vorgelegten Unterlagen sowie seiner 
Auskünfte und mündlichen Erklärungen schriftlich 
zu bestätigen. 

 
7 Vergütung/Zahlungsbedingungen/Aufrechnung 

 
7.1 Sofern nicht anders vereinbart, hat der 

Auftragnehmer neben der Honorarforderung 
Anspruch auf Ersatz der Auslagen. Das Entgelt für 
Dienste des Auftragnehmers wird nach den für die 
Tätigkeit aufgewendeten Tagessätzen berechnet 
oder als Festpreis schriftlich vereinbart. Ein nach 
dem Grad des Erfolges oder nur im Erfolgsfall zu 
zahlendes Honorar ist stets ausgeschlossen, wenn 
dies nicht ausdrücklich schriftlich vereinbart ist. Die 
bei Auftragserteilung vereinbarten Honorarsätze 
gelten für ein Jahr.  

 
7.2 Alle Forderungen werden mit Rechnungsstellung 

fällig und sind innerhalb von 8 Tagen ohne Abzüge 
zahlbar. Die gesetzliche Umsatzsteuer ist allen 
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Preisangaben hinzuzurechnen und in der 
Rechnung gesondert auszuweisen. Mehrere 
Auftraggeber (natürliche und/oder juristische 
Personen) haften gesamtschuldnerisch. Eine 
Aufrechnung gegen Forderungen des 
Auftragnehmers auf Vergütung und 
Auslagenersatz ist nur mit unbestrittenen oder 
rechtskräftig festgestellten Forderungen zulässig. 

 
8 Gewährleistung 

 
8.1 Der Auftragnehmer führt alle Arbeiten mit größter 

Sorgfalt und stets auf die individuelle Situation und 
die Bedürfnisse des Auftraggebers bezogen durch. 
Der Auftragnehmer leistet keine Gewähr dafür, 
dass die Erhebungen und Analysen die Situation 
des Unternehmens in Hinblick auf die 
Fragestellung richtig und vollständig wiedergeben. 
Von Dritten bzw. vom Auftraggeber gelieferte 
Daten werden nur auf Plausibilität überprüft. Die 
aus den Untersuchungen abzuleitenden Schluss-
folgerungen und Empfehlungen erfolgen nach 
bestem Wissen und nach den anerkannten Regeln 
von Wirtschaft und Praxis. Die Darstellung der 
Empfehlungen erfolgt in verständlicher und 
nachvollziehbarer Weise.  

 
8.2 Der Auftraggeber hat Anspruch auf Beseitigung 

etwaiger Mängel. Nach zwei fehlgeschlagenen 
Nachbesserungsversuchen kann der Auftraggeber 
Herabsetzung der Vergütung oder 
Rückgängigmachung des Vertrages verlangen. Ist 
der Auftrag von einem Kaufmann im Rahmen 
seines Handelsgewerbes, einer juristischen 
Person des öffentlichen Rechts oder von einem 
öffentlichrechtlichen Sondervermögen erteilt 
worden, so kann der Auftraggeber die 
Rückgängigmachung des Vertrages verlangen, 
wenn die erbrachte Leistung wegen Fehlschlagens 
der Nachbesserung für ihn ohne Interesse ist. Der 
Anspruch auf Beseitigung von Mängeln muss vom 
Auftraggeber unverzüglich schriftlich geltend 
gemacht werden. Offensichtliche Mängel gelten als 
genehmigt, wenn sie nicht binnen 2 Wochen nach 
Abschluss der Arbeiten schriftlich gerügt werden. 
Die Ansprüche des vorstehenden Absatzes 
verjähren mit Ablauf von sechs Monaten nach 
Abschluss der Arbeiten. 

 
9 Haftung 

 
9.1 Der Auftragnehmer haftet dem Auftraggeber für 

Schäden ausgenommen für Personenschäden - 
nur im Falle groben Verschuldens (Vorsatz oder 
grobe Fahrlässigkeit). Dies gilt sinngemäß auch für 
Schäden, die auf vom Auftragnehmer beigezogene 
Dritte zurückgehen. 

 
9.2 Schadenersatzansprüche des Aufraggebers 

können nur innerhalb von sechs Monaten ab 
Kenntnis von Schaden und Schädiger, spätestens 
aber innerhalb von drei Jahren nach dem 
anspruchsbegründenden Ereignis gerichtlich 
geltend gemacht werden. 

 
9.3 Der Auftraggeber hat jeweils den Beweis zu 

erbringen, dass der Schaden auf ein Verschulden 
des Auftragnehmers zurückzuführen ist. 

 
9.4 Sofern der Auftragnehmer das Werk unter 

Zuhilfenahme Dritter erbringt und in diesem 
Zusammenhang Gewährleistungs- und/oder 
Haftungsansprüche gegenüber diesen Dritten 
entstehen, tritt der Auftragnehmer diese 
Ansprüche an den Auftraggeber ab. Der 
Auftraggeber wird sich in diesem Fall vorrangig an 
diese Dritten halten. 

 
10 Höhere Gewalt 
 
10.1 Ereignisse höherer Gewalt, die die Leistung 

wesentlich erschweren oder zeitweilig unmöglich 
machen, berechtigen die jeweilige Partei, die 
Erfüllung ihrer Leistung um die Dauer der 
Behinderung und eine angemessene Anlaufzeit 
hinauszuschieben. Der höheren Gewalt stehen 
Arbeitskampf und ähnliche Umstände gleich, 
soweit sie unvorhersehbar, schwerwiegend und 
unverschuldet sind. Die Parteien teilen sich 
gegenseitig unverzüglich den Eintritt solcher 
Umstände mit. 

 
11 Kündigung 
 
11.1 Dieser Vertrag endet grundsätzlich mit dem 

Abschluss des Projekts. 
 

11.2 Der Vertrag kann dessen ungeachtet jederzeit aus 
wichtigen Gründen von jeder Seite ohne 
Einhaltung einer Kündigungsfrist gelöst werden. 
Als wichtiger Grund ist insbesondere anzusehen, 
wenn ein Vertragspartner wesentliche Vertrags-
verpflichtungen verletzt. 

 
11.3 Die Kündigung bedarf zu ihrer Wirksamkeit der 

Schriftform. 
 
12 Schlussbestimmungen 

 
12.1 Rechte aus dem Vertragsverhältnis mit dem 

Auftragnehmer dürfen nur nach vorheriger 
schriftlicher Zustimmung abgetreten werden. Für 
alle Ansprüche aus dem Vertrag gilt ausschließlich 
das Recht der Bundesrepublik Deutschland. 
Änderungen und Ergänzungen dieser 
Bedingungen bedürfen der Schriftform und müssen 
als solche ausdrücklich gekennzeichnet sein. Sind 
oder werden Vorschriften dieser allgemeinen 
Geschäftsbedingungen ganz oder teilweise 
unwirksam, so berührt dies nicht die Wirksamkeit 
der übrigen Bedingungen. Die Parteien verpflichten 
sich, die unwirksamen Vorschriften unverzüglich 
durch Wirksame zu ersetzen. 
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